
FÜR UNTERNEHMER

Grundsteuer: Grundbewertung soll ge-
ändert werden
Die Grundstücksbewertung soll modernisiert und damit
eine „rechtssichere, zeitgemäße und verwaltungsökono-
mische Bemessungsgrundlage“ für die Grundsteuer ge-
schaffen werden. Dieses Ziel verfolgt der vom Bundesrat
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Bewertungsgesetzes (1 8/1 0753). Der Erhalt der Grund-
steuer als verlässl iche kommunale Einnahmequelle müs-
se dauerhaft gewährleistet werden.

Deshalb soll das bisherige System der Einheitswerte, die
zum Teil noch nach den Wertverhältnissen zum 1 . Januar
1 935 festgestel lt worden sind, abgelöst werden. Die Er-
mittlung des Verkehrswertes wird jetzt nicht mehr ange-
strebt, sondern der Kostenwert ist das neue
Bewertungsziel. „Dieser Kostenwert bi ldet den Investiti-
onsaufwand für die Immobil ie ab. Die Höhe des Investiti-
onsvolumens dient als Indikator für die durch das

Grundstück vermittelte Leistungsfähigkeit“, wird erläutert.

Das neue Bewertungsverfahren soll weitgehend automati-
siert durchgeführt werden. Dazu sollen programmtechni-
sche Verbindungen zu Daten anderer Behörden wie
Kataster- und Grundbuchämtern geschaffen werden. In
der Land- und Forstwirtschaft sol l das neue Verfahren
nicht gelten. Bewertungsziel im Bereich des land- und
forstwirtschaftl ichen Vermögens bleibe weiterhin der Er-
tragswert, heißt es im Entwurf.

Quelle: hib – heute im bundestag Nr. 1 /201 7

Rückwirkung der Rechnungsberichti-
gung
Berichtigt ein Unternehmer eine Rechnung für eine von
ihm erbrachte Leistung, wirkt dies auf den Zeitpunkt der
ursprünglichen Rechnungsausstel lung zurück, wie der
Bundesfinanzhof (BFH) mit Grundsatzurtei l vom 20. Okto-
ber 201 6 (V R 26/1 5) entgegen der bisherigen Verwal-
tungspraxis und unter Aufgabe seiner bisherigen
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Editorial

Jeder Jahresbeginn startet mit Ausblicken und Zielen. Un-
ser Informationsbrief macht da keine Ausnahme und hält
unter anderem folgende Themen für Sie bereit: 

In unserem Leitartikel erfahren Sie, wie sich die steuerliche
Bewertung von Grundstücken künftig verändern soll. 

Für die Sicherheit der IT und der Daten im Unternehmen
muss mehr getan werden, denn Hacker verschaffen sich
im großen Stil Zugang und drohen, unsere Systeme zu in-
strumentalisieren oder zu zerstören. 

Dem Anlagebetrug wird zukünftig ein weiterer Riegel vor-

 

geschoben. Damit insbesondere bei staatlich geförderter Al-
tersvorsorge keine Zweifel entstehen, müssen alle Anbieter
dieser Produkte seit 1. Januar 2017 ein neues Produktinfor-
mationsblatt (PIB) erstellen.

Die jüngst durchgeführte Erbschaftsteuerreform wird die Fi-
nanzämter und die Rechtsprechung weiterhin beschäftigen,
aktuell zum Beispiel die Übertragung privater Immobilien,
die noch viele individuelle Fragen in der Praxis aufwerfen
wird. 

Mit freundlichen Grüßen
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Rechtsprechung entschieden hat.

Die Entscheidung ist von großer Bedeutung für Unterneh-
mer, die trotz formaler Rechnungsmängel den Vorsteuer-
abzug aus bezogenen Leistungen in Anspruch nehmen.
Sie hatten bislang bei späteren Beanstandungen selbst
im Fall einer Rechnungsberichtigung Steuernachzahlun-
gen für das Jahr des ursprünglich in Anspruch genomme-
nen Vorsteuerabzugs zu leisten. Die Steuernachzahlung
war zudem im Rahmen der sogenannten Vollverzinsung
mit 6 % jährl ich zu verzinsen. Beides entfäl lt nunmehr.

Im Streitfal l hatte die Klägerin den Vorsteuerabzug aus
Rechnungen eines Rechtsanwalts in Anspruch genom-
men, die nur auf einen nicht näher bezeichneten „Bera-
tervertrag“ Bezug nahmen. Weitere Rechnungen hatte ihr
eine Unternehmensberatung ohne weitere Erläuterung für
„al lgemeine wirtschaftl iche Beratung“ und „zusätzl iche
betriebswirtschaftl iche Beratung“ ertei lt. Das Finanzamt
versagte der Klägerin den Vorsteuerabzug aus den in den
Streitjahren 2005 bis 2007 ertei lten Rechnungen. Es ging
davon aus, dass die Rechnungen keine ordnungsgemäße
Leistungsbeschreibung enthielten. Dagegen erhob die
Klägerin Klage und legte während des Klageverfahrens
im Jahr 201 3 berichtigte Rechnungen vor, die die Leis-
tungen ordnungsgemäß beschrieben. Das Finanzgericht
(FG) wies die Klage gleichwohl ab, da die berichtigten
Rechnungen einen Vorsteuerabzug erst in 201 3 ermög-
l ichten und nicht auf die erstmalige Rechnungsertei lung in
den Streitjahren zurückwirkten.

Auf die Revision der Klägerin hat der BFH das Urtei l des
FG aufgehoben und den Vorsteuerabzug für die Jahre
2005 bis 2007 zugesprochen. Dies beruht maßgeblich auf
dem Urtei l des Gerichtshofs der Europäischen Union
(EuGH) in der Rechtssache Senatex vom 1 5. September
201 6 (C-51 8/1 4). Danach wirkt eine Rechnungsberichti-
gung auf den Zeitpunkt der ursprünglichen Rechnungs-
ausstel lung zurück. Der EuGH missbil l igt zudem das
pauschale Entstehen von Nachzahlungszinsen. Der BFH
hat sich dem nunmehr entgegen der bisherigen Verwal-
tungspraxis und unter Aufgabe seiner bisherigen Recht-
sprechung angeschlossen. Damit der
Rechnungsberichtigung Rückwirkung zukommt, muss
das Ausgangsdokument al lerdings über bestimmte Min-
destangaben verfügen, die im Streitfal l vorlagen. Die Be-
richtigung kann zudem bis zum Schluss der letzten
mündlichen Verhandlung vor dem FG erfolgen.

Quelle: PM BFH

Schadcode in gefälschten Rechnungen
Immer häufiger attackieren Hacker den E-Mail-Verkehr
von Unternehmen oder Privatpersonen. Dabei nutzen die
Angreifer den Umstand, dass eine wachsende Anzahl von
Unternehmen Ihre Rechnungen per E-Mail versendet. Die
gefälschten E-Mails enthalten meist eine Kopie des Fir-
menlogos und sehen den Originalen zum Verwechseln
ähnlich. Sobald der Nutzer den Anhang öffnet, lädt er den
Schadcode auf seinen Rechner.

Um schwerwiegende Schäden für Sie und Ihr Unterneh-

men zu verhindern, ist es unbedingt notwendig, die Ab-
sender Ihrer E-Mails zu überprüfen. Sollte die E-Mail
einen Downloadlink enthalten, fahren Sie mit der Maus
darüber. Der Link wird dann in Ihrem E-Mail-Programm
angezeigt. Sollte er Ihnen verdächtig vorkommen, öffnen
Sie ihn nicht. Kontaktieren Sie stattdessen den vermeint-
l ichen Absender und stel len Sie so sicher, dass es sich
um eine echte Rechnung handelt.

Zur Gefahr werden inzwischen auch Bewerbungsschrei-
ben, die Sie aufgrund von Personalanzeigen in der Zei-
tung oder auf einem Internetportal erhalten. Insbesondere
beim Öffnen von PDF- oder ZIP-Dateien ist Vorsicht ge-
boten. Solche Anhänge enthalten meist die Bewerbungs-
unterlagen, können aber auch Schadcode transportieren.
Empfehlung: Speichern Sie die PDF-Datei zunächst auf
einem USB-Stick und lassen Sie den Virenscanner vor
dem Öffnen eine Prüfung durchführen.

LESEZEICHEN

Steuerl iche Behandlung von Reisekos-
ten bei Auslandsreisen ab 1 . Januar
In einem Schreiben hat das Bundesfinanzministerium die
neuen Sätze für Reisekosten und Reisekostenvergütung
bei betriebl ich und berufl ich verannlassten Auslandsrei-
sen bekanntgegeben. Nachlesen können Sie diese unter
folgendem Google-Shortl ink: goo.gl/Sm30mM.

FÜR BAUHERREN UND VERMIETER

Fondsbeteil igung an Schrottimmobil ien:
Rückabwicklung im Umfang von Ent-
schädigungszahlungen nicht steuerbar
Zahlungen bei der Rückabwicklung von Immobil ienfonds
mit „Schrottimmobil ien“ können in ein steuerpfl ichtiges
Veräußerungsentgelt und eine nicht steuerbare Entschä-
digungsleistung aufzutei len sein, wie der Bundesfinanz-
hof (BFH) mit drei gleichlautenden Urtei len vom
6. September 201 6 (IX R 44/1 4, 45/1 4 und 27/1 5) ent-
schieden hat. Die Entscheidungen sind für zahlreiche An-
leger von Bedeutung, die sich an geschlossenen
Immobil ienfonds beteil igen und in der Folge von Scha-
densersatzprozessen wegen Prospekthaftung von der
Beteil igung wieder getrennt haben.

In den entschiedenen Fällen hatten sich die Kläger an
geschlossenen Immobil ienfonds beteil igt, die nicht wert-
haltige Immobil ien enthielten und die zugesagten Erträge
nicht erwirtschaften konnten. In der Folge sah sich die
Bank, auf deren Initiative die Beteil igungen gegründet
und vertrieben worden waren, zahlreichen Klagen von
getäuschten Anlegern auf Schadensersatz und Rückab-
wicklung ausgesetzt. Im Jahr 2005 bot eine eigens dazu
gegründete Tochtergesellschaft des Kreditinstituts den
Klägern an, die Beteil igungen wieder zurückzunehmen.
Voraussetzung war, dass die Kläger im Gegenzug ihre
Schadensersatzklagen zurücknahmen und auf die Gel-
tendmachung weiterer Ansprüche verzichteten. Die Klä-
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ger machten von dem Angebot Gebrauch und erhielten
für die Übertragung ihres Anteils jeweils eine als „Kauf-
preis“ bezeichnete Zahlung. Die Finanzämter gingen je-
weils von steuerbaren Veräußerungsgewinnen aus. Mit
ihnen kam es zum Streit darüber, ob die Zahlungen als
Schadensersatz dem nicht steuerbaren Bereich zuzuord-
nen waren. Darüber hinaus war auch die Ermittlung des
Veräußerungsgewinns durch die Finanzverwaltung strei-
tig. Die in den jeweil igen Klageverfahren angerufenen Fi-
nanzgerichte sahen die Zahlungen als steuerbar an und
bestätigten auch die Berechnungsmethode der Finanz-
verwaltung.

Der BFH hat in al len Fällen die Ausgangsentscheidungen
aufgehoben und die Verfahren an die Finanzgerichte zu-
rückverwiesen. Zwar handele es sich bei den Rückerwer-
ben der Beteil igungen um private
Veräußerungsgeschäfte. Die an die Kläger gezahlten Be-
träge seien aber auch für andere Verpfl ichtungen, näm-
l ich zugleich als Entgelt für den Verzicht auf
Schadensersatzansprüche aus deliktischer und vertragl i-
cher Haftung und die Rücknahme der Schadensersatz-
klagen, gezahlt worden. Insoweit müsse das Entgelt
aufgetei lt werden. Denn die Bank habe die Vereinbarung
in erster Linie geschlossen, um die belastende Situation
aufgrund der zahlreichen Schadensersatzklagen und die
damit verbundene finanziel le Unsicherheit zu beseitigen.
Zudem hat der BFH in den Entscheidungen die Berech-
nungsmethode der Finanzverwaltung für die Ermittlung
der Einkünfte bei der Veräußerung von Anteilen an ge-
schlossenen Immobil ienfonds verworfen.

Quelle: PM BFH

FÜR HEILBERUFE

Kein „Streikrecht“ für Vertragsärzte
Vertragsärzte sind nicht berechtigt, ihre Praxis während
der Sprechstundenzeiten zu schließen, um an einem
„Warnstreik“ tei lzunehmen. Derartige, gegen gesetzl iche
Krankenkassen und Kassenärztl iche Vereinigungen
(KÄV) gerichtete „Kampfmaßnahmen“ sind mit der ge-
setzl ichen Konzeption des Vertragsarztrechts unverein-
bar. Die entsprechenden vertragsarztrechtl ichen
Bestimmungen sind auch verfassungsgemäß.

Der als Facharzt für Allgemeinmedizin zugelassene Klä-
ger informierte die beklagte Kassenärztl iche Vereinigung
im Herbst 201 2 darüber, dass er zusammen mit fünf an-
deren Vertragsärzten „das allen Berufsgruppen verfas-
sungsrechtl ich zustehende Streikrecht“ ausüben und
deshalb am 1 0. Oktober sowie am 21 . November 201 2
seine Praxis schl ießen werde. Die Beklagte ertei lte dem
Kläger einen Verweis als Diszipl inarmaßnahme, da er
durch die Praxisschl ießungen seine vertragsärztl ichen
Pfl ichten schuldhaft verletzt habe. Das Sozialgericht hat
die hiergegen erhobene Klage abgewiesen. Ein Streik-
recht als Grund für eine Unterbrechung der Praxistätigkeit
sei im Vertragsarztrecht nicht vorgesehen.

Die dagegen eingelegte Sprungrevision hat der 6. Senat
des Bundessozialgerichts jetzt zurückgewiesen. Der Klä-

ger hat seine vertragsärztl ichen Pfl ichten schuldhaft ver-
letzt. Vertragsärzte müssen während der angegebenen
Sprechstunden für die vertragsärztl iche Versorgung ihrer
Patienten zur Verfügung stehen („Präsenzpfl icht“). Etwas
anderes gilt etwa bei Krankheit oder Urlaub, nicht jedoch
bei der Teilnahme an einem „Warnstreik“. Dem Kläger
steht kein durch die Verfassung oder die Europäische
Menschenrechtskonvention geschütztes „Streikrecht“ zu.
Ein Recht der Vertragsärzte, Forderungen gegenüber den
gesetzl ichen Krankenkassen im Zuge von „Arbeitskampf-
maßnahmen“ durchzusetzen, ist mit der gesetzl ichen
Konzeption des Vertragsarztrechts nicht vereinbar. Kon-
fl ikte um die Höhe der Gesamtvergütung zwischen Ver-
tragsärzten und Krankenkassen werden in diesem
System durch zeitnahe verbindl iche Entscheidungen von
Schiedsämtern gelöst. Die Rechtmäßigkeit des Schieds-
spruchs wird im Streitfal l durch unabhängige Gerichte
überprüft.

Quelle: PM BSG zum Urtei l 6 KA 38/1 5

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE
VORSORGE

Keine Erbschaftsteuerbefreiung für das
Famil ienheim bei Weiterübertragung

Gemäß § 1 3 Abs. 1 Nr. 4b Satz 5 ErbStG entfäl lt die Erb-
schaftsteuerbefreiung eines selbstgenutzten Famil ien-
heims durch den Ehegatten rückwirkend, wenn dieser es
innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb nicht mehr
zu eigenen Wohnzwecken nutzt.

Das Finanzgericht Münster hat mit Urtei l (Az. 3 K 3757/1 5
Erb) entschieden, dass der Wegfal l der Befreiung trotz
Selbstnutzung auch dann eintritt, wenn die Erbin das
Grundstück unter Nießbrauchsvorbehalt auf ihre Tochter
überträgt. Die Klägerin ist Alleinerbin ihres Ehemannes.
Zum Nachlass gehörte auch der hälftige Anteil am bisher
von den Eheleuten und nach dem Tod des Ehemannes
allein von der Klägerin zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Grundstück. Nachdem das Finanzamt den Erwerb
des Grundstücks im Erbschaftsteuerbescheid steuerfrei
gestel lt hatte, übertrug die Klägerin das Eigentum am
Grundstück unter Vorbehalt eines lebenslängl ichen Nieß-
brauchsrechts an ihre Tochter.

Das Finanzamt änderte daraufhin die Erbschaftsteuer-
festsetzung dahingehend, dass der Grundbesitz nunmehr

INFORMATIONSBRIEF
Aktuelles zu Steuern und Recht

FEBRUAR 2017

SEITE 3



ser Produkte müssen seit 1 . Januar 201 7 ein neues Pro-
duktinformationsblatt (PIB) erstel len. Dieses Blatt ist so
konzipiert, dass ein Vergleich verschiedener Produkte
künftig problemlos möglich ist. Es ist nämlich genau und
einheitl ich vorgegeben, welche Informationen über das
Produkt wo und wie zu platzieren sind. Insbesondere wird
eine detai l l ierte Übersicht über die Kostenstruktur von
den Anbietern verlangt.

Erstmals kann ein Verbraucher auch erkennen, wie chan-
cen- und risikoreich das von ihm gewählte Produkt ist. Ei-
ne neutrale Stel le, die Produktinformationsstel le
Altersvorsorge in Kaiserslautern, ordnet al le Produkte ei-
ner sogenannten Chancen-Risiko-Klasse zu. Diese ist
dann von den Anbietern auf den PIBs anzugeben. Anbie-
ter müssen auch angeben, wie hoch die Effektivkosten ih-
res Produktes sind. Bei der Berechnung der
Effektivkosten werden renditemindernde Größen berück-
sichtigt, die sich auf die Höhe des Kapitals zu Beginn der
Auszahlungsphase auswirken. Dies sind insbesondere
die Kosten der Ansparphase, ohne Berücksichtigung von
Zusatzabsicherungen. Die genaue Berechnungsmethode
wurde auch von der Produktinformationsstel le Altersvor-
sorge verbindl ich vorgegeben.

Es wird sowohl ein individuel les PIB als auch eines für
einen Musterkunden geben. Das individuel le PIB ist auf
die persönlichen Kundendaten zugeschnitten und enthält
al le relevanten Informationen des Produkts, insbesondere
zu Leistungen, Kosten, Chancen und Risiken. Mit dem
Muster-PIB kann sich der Verbraucher schon vor Ver-
tragsabschluss über die auf dem Markt angebotenen Pro-
dukte informieren. Dadurch, dass alle Anbieter das
Muster-PIB auf den Daten des gleichen „Muster-Kunden“
erstel len müssen, kann man die angebotenen Produkte
bereits vergleichen, ohne dass dafür die Angabe von
Kundendaten erforderl ich ist. Diese Muster-PIBs müssen
von den Anbietern auf al len Internetseiten, auf denen sie
die Produkte bewerben, bereitgestel lt werden.

Quelle: PM BMF

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M):
1 0.02.201 7 (1 3.02.201 7)*
Gewerbesteuer, Grundsteuer:
1 5.02.1 7 (20.02.1 7)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
22.02.201 7 (Beitragsnachweis)
24.02.201 7 (Beitragszahlung)
Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis

spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in Klam-

mern.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb

unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor

Ihren Entscheidungen grundsätzl ich unsere Beratung in Anspruch neh-

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

als steuerpfl ichtiger Erwerb behandelt wurde. Hiergegen
wandte sich die Klägerin mit der Begründung, dass es für
den Erhalt der Steuerbefreiung nur auf die Selbstnutzung,
nicht aber auf die Eigentümerposition ankomme. Die Kla-
ge hatte keinen Erfolg. Obwohl der Gesetzeswortlaut die
Beibehaltung der Eigentümerstel lung durch den Erwerber
nicht ausdrücklich erfordere, entfal le die Steuerbefreiung
– so der Senat – nach dem Zweck der Privi legierung. Da-
nach soll der Erwerber eines Famil ienheims nicht ge-
zwungen sein, seine Eigentümerposition aufzugeben, um
die Erbschaftsteuer entrichten zu können. Dies lasse sich
sinnvollerweise nur verwirkl ichen, wenn die Steuerbefrei-
ung an die Eigentümerstel lung geknüpft sei. Hierfür spre-
che auch die Gesamtkonzeption der Vorschriften zur
Steuerbefreiung des Erwerbs eines Famil ienheims. So
ordne das Gesetz an, dass die Steuerbefreiung nicht zu
gewähren sei, wenn der Erbe das Eigentum am Famil ien-
heim durch eine Anordnung des Erblassers weiterüber-
tragen müsse. Es sei kein sachlicher Grund erkennbar,
den Fall einer freiwil l igen Übertragung demgegenüber mit
einer Steuerbefreiung zu begünstigen. Der Senat hat die
Revision zum Bundesfinanzhof zur Fortbi ldung des
Rechts zugelassen.

Quelle: PM FG Münster

Sonderausgabenabzug für Beiträge zur
Basiskrankenversicherung
Der Bundesfinanzminister hat in einem aktuel len Schrei-
ben zum Sonderausgabenabzug bei Bonusleistungen der
gesetzl ichen Krankenversicherung Stel lung genommen.

Werden von der gesetzl ichen Krankenversicherung im
Rahmen eines Bonusprogramms zur Förderung gesund-
heitsbewussten Verhaltens (nach § 65a SGB V) Kosten
für Gesundheitsmaßnahmen erstattet, die nicht im regu-
lären Versicherungsumfang enthalten und damit von den
Versicherten vorab privat finanziert worden sind, handelt
es sich bei dieser Kostenerstattung um eine Leistung der
Krankenkasse und nicht um eine Beitragsrückerstattung.
Die als Sonderausgaben abziehbaren Krankenversiche-
rungsbeiträge sind daher nicht um den Betrag der Kos-
tenerstattung zu mindern. Eine solche Leistung der
Krankenkasse liegt nur in den Fällen vor, bei denen nach
den konkreten Bonusmodellbestimmungen durch den
Versicherten vorab Kosten für zusätzl iche Gesundheits-
maßnahmen aufgewendet werden müssen, die anschlie-
ßend aufgrund eines Kostennachweises erstattet werden.

Quelle: BMF Schreiben 201 6/1 004920

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Neue Transparenz bei der steuerl ich
geförderten Altersvorsorge
Verbraucher können sich zukünftig vor Abschluss eines
Riester- oder Basisrentenvertrages besser über das
Preis-Leistungs-Verhältnis der auf dem Markt angebote-
nen zertifizierten Produkte informieren. Alle Anbieter die-
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